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Wahl eines Beamten auf Zeit 
 
Die Wahlperiode des Ersten Stadtrates und allgemeinen Vertreters des Bürgermeisters, Herrn 
Klaus Junglas, endet mit Ablauf des 31. Dezember 2015. Die ab 1. Januar 2016 vakante Stelle 
eines Wahlbeamten wurde überörtlich öffentlich ausgeschrieben. Insgesamt sind 30 Bewer-
bungen eingegangen.  
 
Herr Henning Konrad Otto aus Hundisburg erfüllt das in der Stellenausschreibung geforderte 
Anforderungsprofil in vollem Umfang. Er verfügt sowohl über das fachliche Wissen als auch 
über das erprobte berufliche Können, welches zur selbstverantwortlichen und einwandfreien 
Führung des zu übertragenden Amtes befähigt, so dass ich ihn zur Wahl als Beamten auf Zeit 
sowie als meinen allgemeinen Vertreter und als Ersten Stadtrat vorschlage. 
 
Die personenbezogenen Daten im Lebenslauf von Herrn Otto unterliegen den Regelungen des 
Datenschutzes. Sie sind daher lediglich für die Mitglieder des Rates der Stadt Helmstedt als 
Datei im Ratsinformationssystem (unter Vorverteilte Vorlagen, I024/15) zur Ansicht eingestellt. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Rat der Stadt Helmstedt beschließt auf Vorschlag des Bürgermeisters gemäß § 109 
Absatz 1 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz NKomVG Herrn Henning 
Konrad Otto, geboren am 12.10.1964 in Hildesheim, wohnhaft Magdeburger Straße 1 in 
39343 Hundisburg, vorbehaltlich der gesundheitlichen Eignung in das Beamtenverhält-
nis auf Zeit für die Dauer von 8 Jahren vom 1.1.2016 bis 31.12.2023 zu wählen. 

 
2. Der Rat der Stadt beschließt auf Vorschlag des Bürgermeisters, Herrn Otto das Amt 

des allgemeinen Vertreters des Bürgermeisters bei der Stadt Helmstedt zu übertragen, 
er führt die Bezeichnung Erster Stadtrat. 
 

3. Herr Otto wird in eine freie Planstelle der Besoldungsgruppe B 2 Bundesbesoldungsge-
setz (BBesG) eingewiesen. 

 
4. Herr Otto erhält gemäß § 3 des Niedersächsischen Kommunalbesoldungsgesetzes 

(NKBesVO) eine Dienstaufwandsentschädigung in Höhe von monatlich 165 Euro. 
 

 
gez. Schobert 
 
(Wittich Schobert) 


